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Venezuela, Bolivien und Ecuador haben 

sich für einige Beobachter in eine Art 

lateinamerikanische »Achse des Bösen« 

verwandelt, während andere in den drei 

Ländern eine »revolutionäre Achse« sehen. 

Eine Analyse der tatsächlichen Wirtschafts- 

und Sozialpolitiken ermöglicht hingegen, 

Fortschritte und offene Flanken zu benennen, 

ohne dabei in einen ideologischen Bias 

zu verfallen, wie es bei Analysen zu diesen 

Ländern häufig der Fall ist. Das in 

diesen drei Ländern eingesetzte Modell basiert 

auf einem ausgleichenden Staat, der von 

hohen Rohstoffpreisen getragen wird und der 

trotz der internationalen Krise antizyklische 

Politiken umzusetzen vermochte. Zugleich 

wurden mit der Losung »eine Heimat für alle» 

verschiedene Sozialprogramme ins Leben 

gerufen. Die Kluft zwischen tatsächlicher 

Sozialpolitik und den radikalen Diskursen 

ist groß. Noch scheinen die Akteure 

nicht bereit, sich einer komplexeren 

Diskussion über eine zukünftige Transition 

zum Postneoliberalismus zu stellen. 
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»Das einzige System, das einen Triumph der Gleichheit und Freiheit gestat-
tet, ist der Sozialismus«, der Kapitalismus hingegen stellt das »Reich der 

Ungleichheit und der Unterdrückung« dar, so der venezolanische Präsident 
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Hugo Chávez Frías in einer Erklärung Mitte Februar 20121. »Entweder stirbt 
der Kapitalismus oder es stirbt die Mutter Erde«, sagte Evo Morales 2010 auf 
dem alternativen Klimagipfel in Tiquipaya2. Und der ecuadorianische Staats-
chef und Ökonom Rafael Correa hob hervor, dass »die Herausforderung des 
modernen Sozialismus darin besteht, das Entwicklungsmodell zu ändern«3. 
Alle drei Präsidenten gehören Ländern an, die gemäß der These der »zwei 
Linken« dem radikalen Block der politischen Landkarte Lateinamerikas zu-
geordnet werden: Für die einen sind sie radikal, weil diese Gruppe einen 

wirklichen Wandel in Richtung einer 
postkapitalistischen Zukunft darstelle, 
und für die anderen, weil sie eine über-
holte, populistische und antidemokrati-
sche Linke bilde. 

Wenn wir die Entwicklungen in den drei 
Ländern jedoch etwas genauer unter die 
Lupe nehmen, dann zeigt sich, dass sich 
die Regierungspolitiken eher auf der Su-
che nach einem »guten Kapitalismus« be-
finden (mehr Staat und öffentliche Inves-
titionen in Infrastruktur, Gleichgewicht 
zwischen Finanzkapital und Produktiv-
kapital, mehr Rechte für Arbeiter und 
Marginalisierte, Sozialpolitik) als nach 
einem antikapitalistischen oder sozialis-

tischen Modell zu streben. Das Motto »Jetzt gibt es eine Heimat für alle« und 
seine Varianten verweisen auf die Zielsetzung, einen neuen Sozialpakt zu 
beschließen und jene traditionell marginalisierten Gruppen zu integrieren, 
die sich von elitären und rassistischen nationalen Projekten ausgeschlossen 
fühlten. Deswegen betonen die »populistischen« Diskurse auch die Existenz 
von zwei Ländern (in einem): ein sichtbares und integriertes, das »offiziel-
le« Land, und ein anderes, unsichtbares, inoffizielles und zugleich sehr reales 
Land, das »wirkliche Land« (ein politisch-analytischer Aspekt, der von gewis-
sen »antipopulistischen« Analysen vernachlässigt wird). Die Entwicklungen 
in Venezuela, Bolivien und Ecuador bezogen ihre Identität aus der Kritik an 

1. «Nuevo intento de la burguesía y sus jefes imperiales será pulverizado por el pueblo» in El 
Correo del Orinoco, 15.2.2012, <www.correodelorinoco.gob.ve/politica/nuevo-intento-burguesia-
y-sus-jefes-imperiales-sera-pulverizado-por-pueblo/>.
2. afp, 20.4.2010.
3. Periodistas en español, <www.periodistas-es.org/politica/rafael-correa-el-desafio-del-socialismo-
moderno-es-cambiar-el-modelo-de-desarrollo>, 29.7.2011.

Wenn wir die Entwicklungen
 in den drei Ländern 

jedoch etwas genauer unter 
die Lupe nehmen, dann 

zeigt sich, dass sich 
die Regierungspolitiken 
eher auf der Suche nach 

einem »guten Kapitalismus« 
befinden als nach 

einem antikapitalistischen 
oder sozialistischen 
Modell zu streben n



21 Nueva Sociedad Sonderheft 2012
Was steckt hinter den Modellen von Venezuela, Bolivien und Ecuador?

der »korrupten und ausgrenzenden Demokratie« und sie werden von einem 
Wandel der Eliten in Machtpositionen begleitet.

Aber zugleich lässt sich ein gemeinsamer Aspekt der »Bolivarischen Revoluti-
on« in Venezuela, der »demokratischen und kulturellen Revolution« in Bolivien 
und der »Bürgerrevolution« in Ecuador ausmachen. Diese Transformationspro-
zesse, die sich bemerkenswerterweise alle als »Revolutionen« definieren, glei-
chen sich hinsichtlich der extraktiven Ausrichtung ihrer Ökonomien, der sich 
erzeugenden Rentendynamiken4 und der Schwierigkeit, Ideen für eine mittel- 
und langfristig angelegten Übergang zu einer postextraktiven Wirtschaft zu 
entwerfen. Wie bereits gezeigt, werden diese »Paradoxe des Überflusses« häu-
fig von einer schwach ausgebildeten Institutionalität, Verzerrungen bei der Zu-
teilung von Ressourcen (mit den Worten von Fernando Coronil auch als »Hol-
ländische Krankheit« oder als »neokoloniale Krankheit« bezeichnet5), einem 
simplistischen Verständnis von Entwicklung (magischer Staat oder Kultur der 
Wunder, wonach alles möglich ist, »weil wir reich sind«) und schließlich einem 
hohen Grad an Etatismus, Zentralismus und Vertikalismus begleitet, welche 
die Konsolidierung des Bürgersinns behindern und Demokratien plebiszitären 
Zuschnitts fördern6. Eine der ideologischen Ableitungen ist der (nach Fernan-
do Molina) »geologische Nationalismus«7 , der einen »starken Staat« fordert 
– wie ja auch der bolivianische Vizepräsident Álvaro García Linera die aktu-
elle Politik Boliviens definiert. Doch zugleich kollidiert ein solcher Staat mit 
einer Reihe von Konsequenzen der extraktiven Logik, die seine Zielsetzungen 
untergraben und nach Alberto Acosta (Ex-Präsident der verfassungsgebenden 
Versammlung Ecuadors) wie folgt zusammengefasst werden können:

- staatliche Einrichtungen, die zu schwach sind, um die Normen durchzuset-
zen und staatliches Handeln zu überwachen;
- Mangel an Regeln und Transparenz, der zur eigenmächtigen Handhabung 
der öffentlichen Ressourcen und gemeinschaftlicher Güter anregt;
- Regierungen mit kurzfristig ausgerichteten und schlecht geplanten Politiken;
- eine in breiten Segmenten der Gesellschaft und der Regierung verankerte 
Illusion eines einfachen Reichtums infolge der massiven Ausbeutung und 
des Exports der natürlichen Ressourcen.

4. Renten sind hier die Teile von Erträgen, Einkommen und Zahlungen, die deren Opportuni-
tätskosten übersteigen, d.h. der Überschuss über dem regulären »Wert« der eingesetzten Wirt-
schaftsfaktoren. 
5. «¡Es el petróleo, estúpido! Petróleo y revolución: una visión general» in Mario Ayala und Pablo 
Quintero: Diez años de revolución bolivariana. Historia, balance y perspectivas (1999-2009), Maipue, 
Buenos Aires, 2009.
6. Siehe den Artikel von Alberto Acosta in dieser Ausgabe.
7. F. Molina: El pensamiento boliviano sobre los recursos naturales, Pulso, La Paz, 2009.
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Der Wille, die Rentenökonomie zu überwinden, wurde in Venezuela von Artu-
ro Uslar Pietri mit der Formel »Erdöl säen« zum Ausdruck gebracht. Sie zielte 
darauf ab, die Ölrente in produktive Wirtschaftssektoren und insbesondere in 
die Landwirtschaft zu reinvestieren. (In gleicher Weise stellt das Postulat ei-
ner Überwindung der Rentenökonomie in Ecuador und Bolivien eine tragende 
Säule des Nationalismus dar, allerdings geht es hier um die Reinvestition der 
Einnahmen aus den Erdgasvorkommen). Wie die Geschichte aber zeigt, ist es 
nicht einfach, den Extraktivismus zu überwinden – denn hierzu reicht nicht 
allein der Wille des Präsidenten aus. Systemunterstützende Interessensgrup-
pen und Akteure sind tonangebend. Venezuela ist derzeit einer der größten 
Importeure von Nahrungsmitteln in Lateinamerika: 2010 beliefen sich die Im-
porte auf über 5 Milliarden usd, mit steigender Tendenz8. Ein Importzuwachs 

lässt sich auch in Bolivien verzeichnen, 
wo die Regierung einen »großen indust-
riellen Sprung« ankündigte, und in Ecu-
ador, wo mit dem Entwicklungsplan Plan 
Nacional del Buen Vivir ein auf 16 Jahre an-
gelegter Prozess angekündigt wurde, der 
sich vom vorherrschenden Exportmodell 
lösen und eine auf Biodienstleistungen 
basierende Wirtschaft einleiten möchte9.

Das derzeit tatsächlich in den drei Län-
dern bestehende Modell könnte man als 
eine Kombination aus Extraktivismus – 
mit einer mittels Verstaatlichungen ver-
stärkten staatlichen Präsenz10 – und einer 

Demokratisierung der Verteilung der Erdgas- und Erdölrente durch eine mehr 
oder weniger institutionalisierte und universelle Sozialpolitik bezeichnen. Im 
Allgemeinen setzt man auf Politiken, die auf Rententransfers (Anleihen) und 
soziale Infrastruktur (Gesundheit, Bildung, billige Nahrungsmittel usw.) ab-
zielen. Die neuen Formen des Extraktivismus setzen nun im Gegensatz zu den 
alten Formen auf ausgleichende Staaten – die aktivere Umverteilungspolitiken 

8. «Importaciones de alimentos en Venezuela ascenderán a us$ 6.500m en 2011» in América Economía, 
<www.americaeconomia.com/negocios-industrias/importaciones-de-alimentos-en-venezuela-
ascenderan-us6500m-en-2011>, 22.11.2010.
9. República del Ecuador, Secretaría Nacional de Planificación y Desarrollo: Plan Nacional para el 
Buen Vivir 2009-2013: Construyendo un Estado plurinacional e intercultural, Quito, 2009.
10. Trotz allem kritisieren einige Sektoren Chávez dahingehen, dass er mit den Gesellschaftsver-
trägen mit multinationalen Unternehmen die Verstaatlichung der 70er Jahre abschwäche. Siehe 
hierzu <www.soberanía.org>.
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verfolgen –, ohne aber mit dem Modell der Ausbeutung und des Rohstoffex-
ports (Bergbau, Erdölförderung und intensive Monokulturen) zu brechen11.
Dies führte – auch aufgrund des internationalen Booms bei den Rohstoff-
preisen – zu positiven Ergebnissen in der Armutsbekämpfung. Doch das 
neoextraktive Modell erwies sich als unfähig, die Grundlagen zu schaffen, 
um Wohlfahrtsstaaten südamerikanischen Zuschnitts Gestalt zu verleihen12. 
Trotz der Diskurse, die viel von der Illusion hinsichtlich der Entwicklung 
und Industrialisierung vermitteln, gibt es nur geringe Fortschritte in der 
Erstellung einer mittel- oder sogar langfristigen postextraktiven Agenda. 
Insoweit ist auf einen Unterschied im Falle Ecuadors hinzuweisen, wo der 
Einfluss der Umweltproteste (und der Alternativvorschläge) zumindest auf 
dem Papier stärker ausgeprägt ist als in Bolivien oder Venezuela13. 

Venezuela■ ■

Das neue »kommunale Wirtschaftssystem« in Venezuela gibt z.B. Anlass zu 
Zweifel, das es großenteils mit dem Scheitern eines früheren Ansatzes zur 
Förderung der Genossenschaften in Verbindung steht. Unmengen an staatli-
chen Subventionen reichten nicht aus, um das neue System zum Funktionie-
ren zu bringen14. Kommunale Unternehmen zahlen – zumindest für »einen 
bestimmten Zeitraum« – keine Steuern. Nach Einschätzung des Abgeordne-
ten Alfredo Murga, Vorsitzender des Parlamentsausschusses für Bürgerbetei-
ligung, ist »diese Zahlung in einer gesunden Steuerverwaltung nicht erfor-
derlich, denn dafür gibt es ja die Eröleinnahmen«. Murga ergänzt, dass »es 
eine lange Übergangsfrist geben wird, in der kapitalistische und nicht-kapi-

����. Siehe die Artikel von A. Acosta und E. Gudynas in dieser Ausgabe. 
���������������������������������������������������������������������������������������������. E. Gudynas:������������������������������������������������������������������������������ �����������������������������������������������������������������������������«Estado compensador y nuevos extractivismos.��������������������������������� ��������������������������������Las ambivalencias del progresis-
mo sudamericano» in Nueva Sociedad Nr. 237, 1-2/2012, verfügbar unter <www.nuso.org/upload/
articulos/3824_1.pdf>.
���������. »Der Plan del Buen Vivir [in Ecuador] für die Regierungsperiode 2009-2013 ist innovativ, ra-
dikal und kohärent. Zu seinen richtungweisenden Prinzipien gehört die Rückkehr des Staates 
zu seiner Umverteilungs- und wirtschaftlichen Orientierungsfunktion, was auf einen repu-
blikanischen Egalitarismus und einen Wandel des Akkumulationsmodells verweist, von dem 
alten und bekannten Modell des Primärgüterexports hin zu einem endogenen, biozentrierten 
Modell, das auf der Nutzung der Dienstleistungen im Bereich der Biodiversität, des Wissens 
und des Tourismus basiert«. Pablo Ospina: «Promesas temporales. El cambio del régimen de 
acumulación, propuestas y realizaciones de la revolución ciudadana (Ecuador)» in aavv: ¿Otros 
mundos posibles? Crisis, gobiernos progresistas y alternativas de sociedad, Rosa-Luxemburg-Stiftung / 
Universidad Nacional de Colombia, Medellín, 2012, verfügbar in: <www.raulzelik.net/images/
rzdownload/otrosmundos2.pdf>.������������������������������������������������������������ �����������������������������������������������������������Siehe auch René Ramírez Gallegos:�������������������������� �������������������������«Izquierdas y ‘buen capi-
talismo’. Un aporte crítico desde América Latina» in Nueva Sociedad Nr. 237, 1-2/ 2012, verfügbar 
unter  <www.nuso.org/upload/articulos/3818_1.pdf>.
����������������������. Marc Saint-Upéry: El sueño de Bolívar. El desafío de las izquierdas sudamericanas, ��������������Paidós, Barce-
lona, 2008.
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talistische Produktionsformen nebeneinander bestehen, und dies solange, bis 
eine reife Gesellschaft die kapitalistische Variante überwinden wird. Das ka-
pitalistische Produktionsschema wird nicht mit einem Federstrich beseitigt«. 
Und ein weiterer Abgeordneter in demselben Ausschuss wies darauf hin, dass 
es in den kommunalen Unternehmen »keine Privilegien und hierarchische 
Positionen geben wird und alle gleich viel erhalten werden«15. Bildet dieses 
Projekt folglich ein weiteres »postkapitalistisches« Experiment, das von der 
Erdölrente gestützt wird? 

Diese Frage ist im Kontext der Nachhaltigkeit implementierter Politiken, des 
Ausmaßes ihrer Institutionalisierung und ihres Einflusses auf die Lebensbe-
dingungen der ärmsten Gesellschaftsschichten zu betrachten. 

Von allen drei Ländern hat Venezuela die meisten Politiken umzusetzenver-
sucht, und zugleich ist es auch dasjenige Land, in dem diese Unternehmun-
gen am stärksten von dem bestehenden Institutionengefüge abgekoppelt 
wurden. In Bolivien und Ecuador waren die Maßnahmen weniger kreativ 
und zum Teil weniger ambitioniert, obgleich sie als neue Rechte Eingang in 
die Gesetze und Verfassungen fanden. In Venezuela hat man mit verschie-

denen Mechanismen versucht – in einer ersten 
Phase mit »bürgerlich-militärischen Einsätzen« –, 
»massive und beschleunigte Integrationsprozesse« 
mittels »einer gerechteren Verteilung der Öleinnah-
men« umzusetzen. Die Kritiker der Rentenökono-
mie sprechen von einer »Lagerkultur«, in der nicht 
nachhaltige Sonderprogramme vorherrschen16. Es 
war jedoch Chávez selbst, der implizit das Schei-

tern einer Entwicklungsagenda für die Zeit nach dem Erdöl eingestand und das 
laufende Projekt als »Erdölsozialismus« definierte.

Während der tv-Sendung Aló Presidente (Nr. 288) erläuterte der venezolani-
sche Staatschef, dass »wir mit Nachdruck an der Gestaltung eines sozialisti-
schen Modells arbeiten, das stark von dem Modell abweicht, das sich Marx 
im 19. Jahrhundert ausdachte. Das ist unser Modell, dass wir über diesen 

��������������������������������������������������������������������������������������. Mayela Armas H.: «En las empresas comunales se eliminará división del trabajo» in El Uni-
versal, 30.6.2010.
����������������������. Rafael Uzcátegui:� La revolución como espectáculo. Una crítica anarquista al gobierno bolivariano, 
El Libertario / La Cucaracha Ilustrada / Libros de Anarres / La Malatesta / Tierra del Fuego, 
Buenos Aires, 2010.
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Reichtum an Erdöl verfügen«. Zudem bekräftigte er, dass »man sich den 
Erdölsozialismus nicht ohne Erdölgewinnung vorstellen kann« und dass 
diese Ressource »unserem Wirtschaftsmodell eine besondere Gestalt gibt«17.

Die Zielsetzung des Sozialismus – auch wenn er sich einer utilitaristischen 
Formel des 19. Jahrhunderts bedient – besteht in der Maximierung des ge-
sellschaftlichen Glücks (»das größtmögliche Glück für die größtmögliche 
Zahl von Personen«). Vor diesem Hintergrund waren die Sozialprogramme, 
so genannte Missionen, der erfolgsversprechendste Ansatz zur Erlangung 
dieses Ziels. Sie wurden 2003 ins Leben gerufen und erzielten in Venezu-
ela wie auch im Ausland große Aufmerksamkeit. Ihre Entstehung ist in 
Zusammenhang mit der politischen Konjunktur zu suchen. Chávez selbst 
stellte eine Verbindung zwischen den Missionen und den Umfragewerten 
her, die ihn als Verlierer des Referendums sahen, das 2004 von der Op-
position zur Amtenthebung des Präsidenten angestrengt worden war. Der 
Plan, Missionen einzuführen, wurde in einer Notsituation mit Fidel Castro 
koordiniert18.

Der Plan ging auf. Chávez wurde 2004 mit deutlicher Mehrheit im Amt be-
stätigt, was sich als Boomerang-Effekt für die Opposition erwies. Und die 
Missionen entwickelten sich zum wichtigsten Aspekt der bolivarischen So-
zialpolitik. Sogar einige Kritiker von Chávez akzeptieren, dass sie zumin-
dest in ihrer Anfangsphase positive Auswirkungen hatten: weitreichende 
Deckung, Selbstorganisation und soziales Empowerment, Investition hoher 
Beträge, etc. Die Mission Barrio Adentro sollte die Defizite im Gesundheits-
sektor beheben (vor allem mit kubanischen Ärzten, die Fidel Castro in Hül-
le und Fülle »exportierte«). Die Missionen Robinson, Ribas und Sucre waren 
für Alphabetisierungskampagnen und die Bekämpfung des Schulabbruchs 
zuständig. Die Mission Mercal bot Lebensmittel zu niedrigen Preisen vor 
dem Hintergrund einer steigenden Inflation. Die Mision Hábitat war im Be-
reich städtischer Siedlungen tätig und die Mission Vuelvan Caras in der be-
ruflichen Fortbildung. Alle Missionen hatten einen starken Einfluss in den 
Armenvierteln: Zwischen 2004 und 2006 deckte laut Yolanda D’ Elía und 
Cristyn Quiroz die Mission Mercal 50% der Bevölkerung und die Mission 
Barrio Adentro 30% ab. Laut Ergebnissen der von denselben Autoren zitierten 

������������������������  . Presseabteilung der pdvsa: «Chávez: Estamos construyendo un socialismo petrolero muy 
diferente del que imaginó Marx» in Aporrea.org, <www.aporrea.org/ideologia/n98719.html>, 
29.7.2007.
�������������������������������������������������������������������������������������������������. Marta Harnecker:����������������������������������������������������������������������������� ����������������������������������������������������������������������������«Intervenciones del Presidente el día 12 de noviembre del 2004», zitiert in 
R. Uzcátegui: op. cit.
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Umfrage über Haushaltsausgaben profitierten 2007 etwa 48% der Bevölke-
rung von mindestens einer Mission19.

Die erste Kritik betrifft, wie bereits erwähnt, den Ad-hoc-Charakter der 
Missionen (die Einrichtungen bzw. Programme werden generell von der 
Erdölgesellschaft pdvsa finanziert). Die Regierung begründete dies mit der 
Notwendigkeit, bürokratische Hindernisse zu vermeiden und die Politiken 
schnell aus der Taufe heben zu können. (Der alte Staat erscheint demnach als 
Hindernis für die Revolution, das durch die Schaffung von Parallelstruktu-

ren, die häufig nur kurzfristig existieren, 
umgangen werden muss). Seit 2006 ist die 
Wirkungskraft der Missionen aufgrund 
geringerer Finanzmittel (Venezuela weist 
eine hohe Inflation mit Rezession sowie 
eine Unterversorgung an Produkten auf20) 
und einer geringeren Anzahl kubanischer 
Ärzte gedämpft worden. Chávez gab 2009 
zu, dass »der Grad an Wirksamkeit, den 
die Mission Barrio Adentro immer hatte, 
gesunken ist. Wir untersuchen das The-

ma, die Gründe, die Ursachen«. Ähnliches geschah mit der Mission Mercal, 
ebenfalls infolge einer Reduzierung der Finanzierung des Pogramms (Ver-
kaufsstellen, Bereitstellung von Produkten usw.).

Es handelt sich kurzum um eine strukturelle Problematik: die Entkoppe-
lung der Sozialpolitik von bestehenden Institutionen, die Finanzierung 
mittels disperser extrabudgetärer Mechanismen (zusätzlich zum niedrigen 
Durchführungsgrad, geringer Transparenz und hoher operativer Kosten) 
und die Schwierigkeit, sie in einen neuen Staatstyp zu integrieren, der jen-
seits der konjunkturellen politischen Schwankungen mittelfristige Voraus-
sicht besitzt. 

�������������������������������������������������������������������������������������������������. Y. D’Elia und C. Quiroz:��������������������������������������������������������������������� ��������������������������������������������������������������������«Las misiones sociales:��������������������������������������������� ¿�������������������������������������������una alternativa para superar la pobreza?», 
Ildis, Caracas, 2010.
��������������������������������������������������������������������������������������������. Laut Daten der venezolanischen Zentralbank stieg die Inflation 2011 auf 26%, während zu-
gleich der Rezessionstrend überwunden und ein Wachstum von 4,5% verzeichnet wurde. Das 
oberste Bankeninstitut weist darauf hin, dass der Anstieg des bip durch den Bausektor forciert 
wurde, insbesondere durch die Gran Misión Vivienda Venezuela, einem staatlichen Förder-
programm, in dessen Rahmen die Regierung 2011 über 150.000 Wohnungen bauen ließ, was 
auch Einfluss auf die damit verbundenen Produktivketten hatte. «bcv:�������������������   ������������������ Economía venezola-
na creció 4,2 por ciento en 2011» in Radio Nacional de Venezuela, 22.2.2012, <www.rnv.gov.ve/
noticias/?act=ST&f=2&t=177464>.

Seit 2006 ist die 
Wirkungskraft der 

Missionen aufgrund 
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und einer geringeren 
Anzahl kubanischer 
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So sind bis 2007 Fortschritte in der Armutsbekämpfung zu beobachten. Die 
»Blütezeit« der Missionen deckte sich teilweise mit einem Produktions- und 
Konsumwachstum, welches wiederum das Wachstum an Arbeitsplätzen 
und der Reallöhne forcierte: Zwischen 2004 und 2007 war der durch die Öl-
einnahmen verursachte Aufschwung stärker als die Expansionsphase bei 
den Preisen in den 1970er Jahren. Dennoch blieb die Eingliederung in den 
Arbeitsmarkt problematisch. Das öffentliche Gesundheitswesen machte zwi-
schen 2008 und 2009 seine größte Krise durch – selbst die Behörden muss-
ten den funktionellen Kollaps des Gesundheitssystems eingestehen. Hinzu 
kommt noch das große Ausmaß an Unsicherheit, von der vor allem die Be-
wohner der Armenviertel betroffen sind.

Bolivien■ ■

Die Schwierigkeit, Einfluss der Sozialpolitik und Auswirkungen des Wirt-
schaftsbooms aufgrund der hohen Rohstoffpreise zu unterscheiden, zeigt 
sich im Falle Boliviens. Die Wirtschaft des Landes erhält Rückenwind auf-
grund der hohen Preise fossiler Energieträger und anderer Mineralien und 
die Regierungspropaganda preist Boliviens erneute Bedeutung im Bergbau 
nach dem Einbruch des Zinnpreises in den 80er Jahren. Wir befinden uns 
also in einer Boomphase des Renten(Konjunktur)zyklus einer Wirtschaft, in 
der 80% der Exporte auf Erdgas, Bergbau und Soja entfallen. Das Land erlebt 
einen in der jüngsten Geschichte nicht gekannten Wirtschaftsaufschwung 
mit deutlichen Auswirkungen auf die Bauwirtschaft in den wichtigsten Städ-
ten Boliviens.

Wie bereits angedeutet befinden sich die Bonos im Mittelpunkt der Sozial-
politik von Evo Morales. Diese werden mit fossilen Rohstoffen unter Be-
achtung relativ universeller und institutioneller Kriterien finanziert. Eine 
der wichtigsten Stützen ist das Bonos-Programm für Kinder, Senioren und 
schwangere Frauen. In einem Land, in dem die Mehrheit der Bevölkerung 
in der informellen städtischen Wirtschaft oder in der Landwirtschaft tä-
tig ist, bilden die Senioren aufgrund des fehlenden Zugangs zu einer Al-
tersrente zweifelsohne die sozial gefährdetste Gruppe. Vor diesem Hin-
tergrund erweiterte die derzeitige Regierung die Deckung durch Bonosol, 
die in den 90er Jahren von Ex-Präsident Gonzalo Sánchez de Lozada ins 
Leben gerufen worden war, auf Personen über 60 Jahren und benannte sie 
in Renta Dignidad um. Die Zahlungen erfolgen nun monatlich anstatt jähr-
lich. Der Betrag beläuft sich auf 200 Boliviano, was etwa 30 usd pro Monat 
entspricht. Im Bereich der Rentenpolitik wurde das Renteneintrittsalter auf 
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58 Jahre heruntergesetzt und eine Solidarrente als universelle Komponente 
im Rahmen des Systems für individuelle Kapitalbildung geschaffen, wo-
bei die privaten Rentenfondsträger (afp) durch eine Art großen staatlichen 
Rentenfonds ersetzt wurden. Ein Solidarfonds soll darüber hinaus die Min-
destrenten stützen und mittels Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträgen fi-
nanziert werden. Diese Maßnahmen sind im Rahmen einer »behutsamen« 
makroökonomischen Politik, einer kontrollierten Inflation und moderater 
Gehaltserhöhungen entstanden.

Für Kinder wurde der Bono Juancito Pinto eingeführt. Dieser Bono ist Teil der 
im Nationalen Entwicklungsplan enthaltenen Politik für Sozialschutz und 
integrale kommunale Entwicklung und besteht in der Auszahlung von jähr-
lich 30 usd an Schüler in öffentlichen Grundschulen. Als Gegenleistung ver-
pflichten sich die Schüler, die Schule nicht abzubrechen. Da es sich um einen 
niedrigen Betrag handelt, ist die Wirkung dieses Bono in ländlichen Regionen 
größer, da dort die Schulabbruchs- und Armutsrate höher ist und der Geld-
umlauf geringer. 

Jüngeren Datums ist der Bono Madre, Niño y Niña Juana Azurduy für schwan-
gere Frauen. Sie erhalten 50 Boliviano (etwa 7 usd) für jede Schwanger-
schaftskontrolluntersuchung (bei maximal 4 Untersuchungen). Hinzu kom-
men 120 Boliviano (17 usd) für postnatale Kontrolluntersuchungen und 125 
Boliviano für ärztliche Untersuchungen bei Kleinkindern unter 2 Jahren, um 
die Kinder- und Müttersterblichkeit zu reduzieren21. Diese Politiken führten 
zur Einforderung staatlicher Unterstützungsmaßnahmen für andere Bevöl-
kerungsgruppen, wie zum Beispiel Behinderte, die nun von der Mission So-
lidaria Moto Méndez profitieren. Diese Mission arbeitet mit kubanischer und 
venezolanischer Unterstützung im Rahmen der Bolivarianischen Allianz für 
die Völker unseres Amerikas (Alianza Bolivariana para los Pueblos de Nuestra 
América, alba) und, wie auch bei früheren sozialpolitischen Maßnahmen, 
mit Unterstützung der bolivianischen Streitkräfte, und übergibt nach einer 
medizinischen Begutachtung »technische Hilfe«, darunter Rollstühle, Krü-
cken, Spezialmatratzen usw. Vor kurzem wurde auch ein jährlicher Bono für 
Behinderte bewilligt. 

������������������������������������������������������������������������������. Indigene Organisationen wenden kritisch ein, dass die Konditionierung des Bonos einen Zu-
gang zu den Leistungen in Regionen verhindert, in denen keine Gesundheitsdienste vorhanden 
sind.
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In Bolivien arbeiten im Rahmen der alba mehrere hundert kubanische Ärzte 
und man treibt das Programm Misión Milagro voran, das kostenlose Operati-
onen für Personen mit grauem Star und anderen Augenerkrankungen bietet 
und große Wirkung in den ärmsten Bevölkerungsschichten zeigt. Desnutri-
ción Cero, das Programm zur Bekämpfung der Unterernährung, richtet sich 
an Kinder unter 5 Jahren und soll zunächst in den ärmsten Kommunen des 
Landes durchgeführt werden, um das große Ausmaß an extremer Armut 
einzudämmen, eines der dringendsten Probleme Boliviens.

All dies ist jedoch nicht ausreichend, um die Lebensqualität der Menschen dauer-
haft zu verbessern. Obwohl in der Amtszeit von Morales das Pro-Kopf-Einkom-
men 2011 auf jährlich 1.833 usd anstieg, 
gegenüber 942 usd im Jahr 2001 (Bolivi-
en wurde damit ein Land mit mittlerem 
Einkommen), ist die Armutsrate trotz 
der positiven Auswirkungen der Bonos 
weiterhin hoch. Zwischen 2005 und 
2010 sank die landesweite Armutsrate 
von 60,6% auf 49,9% und die Armut in 
ländlichen Regionen ging von 77,6% auf 
65,1% zurück. Die extreme Armut sank 
von 38,2% auf 28,4% (62,9% auf 44,7% in 
ländlichen Regionen)22. Diese Entwick-
lung vollzog sich vor dem Hintergrund eines beträchtlichen Wachstums der 
öffentlichen Investitionen, die sich in den letzten Jahren verdreifachten.

Obgleich die Regierung einige Maßnahmen zur Flexibilisierung des Arbeits-
markts wieder rückgängig gemacht hat, betrifft dies allein den formellen Sek-
tor der Wirtschaft. Laut Angaben eines Berichts des Zentrum für Studien zur 
Entwicklung von Arbeit und Landwirtschaft (Centro de Estudios para el Desar-
rollo Laboral y Agrario, cedla) aus dem Jahr 2009 erreicht die Beschäftigungsrate 
im informellen Sektor 62%; lediglich 23% der Arbeiternehmer sind Mitglied ei-
ner Gewerkschaft (51% im öffentlichen Dienst und 14% im Privatsektor)23. Die 

������������. Quelle:� udape in Álvaro García Linera: El «oenegismo», enfermedad infantil del derechismo (O 
cómo la «reconducción» del Proceso de Cambio es la restauración neoliberal), Vicepresidencia del Estado, 
Presidencia de la Asamblea Legislativa Plurinacional, La Paz, s.d., verfügbar unter <www.rebelion.
org/docs/133285.pdf>, abgerufen am 7.9.2011.
�������������������������������������������������������������������������������������������� . Silvia Escobar de Pabón und Bruno Rojas Callejas:���������������������������������������  �������������������������������������� «¡No hay derecho!���������������������  �������������������� Situación de los de-
rechos laborales en Bolivia, 2009», cedla, La Paz, August 2010, verfügbar unter <www.cedla.
org/sites/default/files/No%20hay%20derecho%20SEscobar.pdf>.
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Geldsendungen der Auswanderer bieten teilweise Hilfe: Sie belaufen sich auf 
etwa 5% des bip.

Zur Unterstützung der ländlichen Regionen verpflichtete sich die Regierung, 
eine Agrarversicherung gegen Naturkatastrophen einzuführen. Bereits 2006 
wurde mit der Tarifa Dignidad ein ermäßigter Stromtarif bewilligt: Haushalte 
mit einem Stromverbrauch von maximal 70 Kilowattstunden in städtischen 
Regionen und 30 Kilowattstunden in ländlichen Region erhalten einen Nach-
lass von 25% beim Strompreis. Daneben trieb man eine Alphabetisierungs-
kampagne mit der kubanischen Methode »Yo sí puedo« (»Ja, ich kann«) voran, 
die nach Abschluss Bolivien als analphabetenfreies Land erklärte. Trotz der 
erreichten Erfolge, an der Kommunen des Regierungslagers und der Oppo-
sition mitwirkten, erwies sich das Folgeprogramm »Yo sí puedo seguir« (»Ja, 
ich kann weitermachen«), als weniger wirkungsvoll. Die erreichten Erfolge 
sind daher gefährdet, da in Bolivien der Analphabetismus in hohem Maße 
funktional24 ist. 

Auch im Bereich Gesundheit sind keine nennenswerten Veränderungen er-
kennbar, sieht man einmal von dem positiven Ad-hoc-Beitrag der kubani-
schen Ärzte in armen Regionen Boliviens, der Ausweitung der Arbeitszeit 
der Ärzte auf acht Stunden und der Initiativen zugunsten einer allgemei-
nen Krankenversicherung ab, die der Umsetzung verfassungsrechtlicher 
Forderungen dienten: »Artikel 35.i. Der Staat muss auf allen Ebenen für 
das Recht auf Gesundheit eintreten und dazu Politiken fördern, die auf 
eine Verbesserung der Lebensqualität, den allgemeinen Wohlstand und 
den kostenlosen Zugang der Bevölkerung zu Gesundheitsdiensten ab-
zielen. (…) Artikel 36.i. Der Staat garantiert den Zugang zur allgemeinen 
Krankenversicherung«.
 
Auf diese Weise erreicht die Sozialpolitik ein gewisses Ausmaß an Umver-
teilung und ein großes Ausmaß an symbolischer Vergütung (Evo Morales, 
Minister und Militärs verteilen selbst, mit Geldscheinen in der Hand, das 
Schülerstipendium Juancito Pinto) in traditionell marginalisierten Schich-
ten. Hinzu kommt die Übergabe von Land an indigene Gemeinden und 
Bauern. Diese Politiken sind jedoch, obgleich sie sich bereits in subjektive 

24. Funktionaler Analphabetismus oder Illettrismus: die Unfähigkeit, die Schrift im Alltag so zu 
gebrauchen, wie es im sozialen Kontext als selbstverständlich angesehen wird. Funktionalle- 
analphabeten sind Menschen, die zwar Buchstaben erkennen und durchaus in der Lage sind, 
ein paar Wörter zu schreiben, die jedoch den Sinn eines etwas längeren Textes entweder gar 
nicht oder nicht mühelos genug verstehen. 
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Rechtsnormen verwandelt haben, noch weit davon entfernt, ein Projekt für 
eine integriertere Gesellschaft zu skizzieren. Nicht selten verwechselt selbst 
Morales die Notwendigkeit und Dring-
lichkeit dieser (moderaten) monetären 
Transferleistungen mit der Reichweite, 
die man durch eine umfassendere Dis-
kussion der Themen Integration und so-
ziale Gerechtigkeit erreichen sollte. 

All dies offenbart die Bedeutung der 
Schaffung produktiver Arbeitsplätze und 
größerer Anstrengungen im Bildungs-
wesen. Bolivien befindet sich heute zwi-
schen einer Entwicklungsillusion (große 
Industrien, einschließlich »riesiger Stauwerke« in der Amazonasregion – in den 
Worten des Vizepräsidenten García Linera – und »immenser Atomkraftwer-
ke« im Salar de Uyuni – wie die staatliche Zeitung Cambio ankündigt –) und 
kommunitaristischen Illusionen vom Aufbau einer von Bolivien ausgehenden 
neuen, nicht-westlichen und postkapitalistischen Zivilisation (Stichwort «vivir 
bien» – «gut leben»)25.

Ecuador■ ■

In Ecuador setzt man auf eine ähnlich ausgerichtete Politik der Rententrans-
fers, obgleich es auch gelungen ist, eine progressive Steuerreform durchzu-
setzen. Letzteres wurde in Venezuela und Bolivien nicht diskutiert, da dort 
die Rentenökonomie stärker im Vordergrund steht und die Verteilung ge-
genüber der Umverteilung überwiegt. Einer der wichtigsten Aspekte der 
Sozialpolitik in Ecuador war die Erhöhung des Bono de Desarrollo Humano 
zwischen 2007 bis 2010 von monatlich 15 usd auf 35 usd. Dieses Programm, 
das bereits seit einem Jahrzehnt besteht, unterstützt arme sowie äußerst arme 
Haushalte. Die Empfänger der Leistung haben zudem Zugang zu einer Reihe 
zusätzlicher Programme: Darlehen für den Wohnungsbau, für kleine pro-
duktive Unternehmen und für die Bildung. Es gibt weitere Transferleistun-
gen, die an den Bono gekoppelt sind: das Schülerstipendium und die Gesund-
heitsbeihilfe (Arztbesuche usw.). Ein zentraler Punkt ist dabei, dass aus den 
Empfängern des Bono kreditwürdige Individuen im Finanzsystem werden 

25. Fernanda Wanderley: «Pluralismo económico, mercado y Estado», Vortrag gehalten in der 
Diskussionsrunde über Entkolonialisierung, Vizepräsidentschaft des Plurinationalen Staats Bo-
livien, La Paz, August 2010.
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sollen (günstige Kredite werden in den drei Ländern als Instrumente zur 
sozialen Integration betrachtet). 

Der Bono de la Vivienda, eine Art Eigenheimzulage, wurde von 1.800 usd auf 
3.600 usd (in ländlichen Regionen auf 3.960 usd) verdoppelt und ein Bono 
für Personen, die behinderte Personen betreuen, geschaffen. Die allgemei-
ne Subventionierung von Erdgas zur Nutzung in Privathaushalten und von 
Benzin wurde jedoch beibehalten und abgestufte Tarife bei den öffentlichen 
Dienstleistungen beschlossen26. Die »Tarifa de la Dignidad« (Strom) reduziert 
den Preis der Kilowattstunde für Geringverbraucher um die Hälfte und ver-
teuert zugleich den Strompreis für die (gehobene) Mittelschicht. Und schließ-
lich legte die Regierung im Rahmen der Bekämpfung der Inflation und der 
Folgen der Nahrungsmittel- und Wirtschaftskrise von 2008 und 2009 direkte 
Subventionen für bestimmte Produkte und Materialien fest (Weizenmehl, 
Agrochemikalien, Harnstoff), kontrollierte die Preise von Produkten, die be-
sonders wichtig für den Warenkorb mit Grundnahrungsmitteln sind (Reis, 
Mais, Milch und Brot), und vereinbarte mit der Privatwirtschaft gewisse Ra-
batte auf die Verbraucherpreise.

Im Bereich des Gesundheitswesens wurden Gebühren für Arztsprech-
stunden eingeführt, der Zugang zu kostenlosen Medikamenten erweitert 
und die täglichen Behandlungszeiten auf acht Stunden normalisiert. Das 
Wichtigste ist jedoch der Anstieg der Sozialausgaben am Gesamthaushalt. 
Diese Investitionen stiegen von 18% zwischen 2001 und 2006 auf nun 24%27. 
Parallel dazu gelang es, das Verhältnis von Sozialausgaben zum Schulden-
dienst umzukehren (die sozialen Investitionen stiegen auf das 2,63-Fache 
des Schuldendienstes) und zugleich sind Verbesserungen bei den Reallöh-
nen zu erkennen.

Diese Politiken ermöglichten einen Rückgang der Armut (von 37% im Jahr 
2006 auf 33% Mitte 2010) und der extremen Armut (von 16% auf 14%), d.h. 
die Reduzierung der Armut hat sich gegenüber früheren Zyklen verlangsamt 
(und stagniert sogar nach einem starken Rückgang zwischen 2000 und 2006). 
Die mit dem Gini-Koeffizienten gemessene Ungleichheit hat sich reduziert. 
Die Zunahme der Armut in der indigenen Bevölkerung zwischen 2006 und 

������������������������������������������������������������������������������������������������. Franklin Ramírez G.:������������������������������������������������������������������������ �����������������������������������������������������������������������«Post-neoliberalismo indócil.������������������������������������������ �����������������������������������������Agenda pública y relaciones socio-estata-
les en el Ecuador de la Revolución Ciudadana» in Temas y Debates Nr. 20, 10/2010.
��������������������������������������������������������������������������������������������. Juan Ponce und A. Acosta:��������������������������������������������������������������� ��������������������������������������������������������������«La pobreza en la ‘revolución ciudadana’ o ¿pobreza de revolu-
ción?» in Vanguardia, Quito, 15.-21.11.2010.
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2009 zeigt aber auch die Grenzen der öffentlichen Integrationspolitiken auf28. 
In den letzten vier Jahren beliefen sich die Staatsausgaben auf insgesamt 
74 Mrd. usd, mehr als die vorangegangenen Regierungen in den letzten 14 
Jahren ausgegeben haben. Die Steuereinnahmen stiegen von 4,522 Mrd. usd 
im Jahr 2006 auf 7,8 Mrd. usd im Jahr 2010, wobei auch die Umverteilung 
anstieg: Die direkten Steuern (wie z.B. die progressive Einkommenssteuer) 
stiegen von 26% der Steuereinnahmen im Jahr 2002 auf 40,7% im Jahr 2010, 
und die öffentlichen Sozialausgaben von 4,8% des bip im Jahr 2006 auf 8,1% 
im Jahr 2009 und 7,9% im Jahr 201029.

Ausblick■ ■

Analysiert man die tatsächlich umgesetzten Politiken etwas genauer, ist es 
nicht schwer, eine bedeutende Kluft zwischen den Sozialpolitiken (mit pro-
gressiver Ausrichtung, aber beschränkt hinsichtlich eines neuen Sozial- und 
Steuerpakts) und den »radikalen« Diskursen der neuen »sozialistischen Re-
gierungen des 21. Jahrhunderts« zu erkennen. In der Tat sind die Sozialpoli-
tiken weiterhin an den expansiven Zyklus 
der internationalen Rohstoffpreise gebun-
den, also an eine für diese Regierungen 
exogene Variable. Wie in den Fällen Bolivien 
und Venezuela gibt es ein mikroökono- 
misches Problem: Wie kann man produktive 
und hochwertige Arbeitsplätze schaffen? 
So ist z.B. die Förderung des Sektors der 
Kleinst-, Klein- und Mittelunternehmen, 
der Genossenschaften, der kommunalen 
und assoziativen Unternehmungen noch 
unzureichend. Diese Sektoren befinden sich auf der Prioritätenliste der Re-
gierung nicht oben, obgleich sie die meisten Arbeitsplätze schaffen und zu-
gleich wirkungsvolle Mechanismen zur Einkommensumverteilung sind. Es 

28. Ebenda. Die Ministerin Nathalie Cely weist in einem offenen Brief an die Zeitschrift Vanguar-
dia, in dem eine Zusammenfassung des Artikels von Ponce und Acosta veröffentlicht wurde, 
die vorgebrachten Argumente zurück und stützt sich dabei auf einige von den Autoren verwen-
deten Zahlen, um zu behaupten, dass »die Armut der indigenen Bevölkerung nicht wie in der 
Zeitschrift behauptet zugenommen hat, sondern im Gegenteil vielmehr zwischen 2008 und 2009 
gesunken ist«. Manuel Chiriboga Vega fasst zusammen, dass jenseits der Frage, ob die Armut 
in der ländlichen und indigenen Bevölkerung reduziert wurde oder nicht, festzuhalten ist, dass 
nur geringe Fortschritte gemacht wurden und »wir deshalb anerkennen müssen, dass die Ar-
mutsbekämpfung eine der wichtigsten nationalen Aufgaben ist«. «Discusiones sobre pobreza», 
in El Universo, 28.11.2010.
�����������������������. P. Ospina:��������� ��������op. cit.
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ist nicht erkennbar, dass sie Teil einer Strategie wurden, die Initiativen bün-
delt und sich nicht klientelistischen Strukturen unterordnet, die in der Regel 
die wirtschaftlich stärksten Gruppen begünstigen30.

Und schließlich stehen die Länder, die einen postneoliberalen Weg beschrei-
ten, dem bereits erwähnten Problem der Rentenökonomie gegenüber: Wie 
kann man übergangsweise die vorherrschende Stellung des extraktiven 
Sektors und der Agrarexporte mindern und zugleich wissenschaftliche und 
technologische Innovationen fördern31? Wie kann man den kurzfristigen Be-
darf an Finanzmitteln, der den Extraktivismus anregt, mit langfristigeren 
Visionen und Entwicklungsprojekten für das Land kombinieren? Und wie 
kann man den neuen wirtschaftlichen Aufschwung mit der Diskussion um 
ein neues Entwicklungsmodell verbinden? 

Das Projekt Yasuní-itt in Ecuador ist ein Beispiel für die Stärke der umwelt-
politischen Proteste, obgleich es sich um eine punktuelle Initiative handelt: 
Mittels eines Treuhandfonds werden Beiträge gesammelt, die bis zu 50% des 
potenziellen Ertrags aus der Erdölgewinnung dieser Lagerstätte erreichen sol-
len, um das Erdöl unter der Erde zu belassen. 

Ecuador scheint eine Ausnahme (erneut zumindest auf dem Papier) hinsichtlich 
der Reflexion über eine postextraktive Wirtschaft. Bezüglich der postextrakti-
ven Wissensgesellschaft befindet es sich auf der Suche nach einer Artikulation 
zwischen verschiedenen staatlichen Einrichtungen (dem Nationalsekretariat 
für Planung und Entwicklung – Secretaría Nacional de Planificación y Desarrollo, 
Senplades –, dem Nationalsekretariat für Hochschulbildung, Wissenschaft, 
Technologie und Innovation – Secretaría Nacional de Educación Superior, Ciencia, 
Tecnología e Innovación, senescyt –, dem Nationalen Institut für Vorinvestiti-
on – Instituto Nacional de Previsión, inp) und der Transformation in der Hoch-
schulbildung. Das Projekt »Stadt des Wissens«, unterstützt von Südkorea, ist 
ein Beispiel hierfür32. 

Aufgrund der mangelnden Bereitschaft der Akteure (und Institutionen) eine 
komplexere Diskussion von Entwicklungsthemen in Venezuela und Bolivien 

�����������. Ebenda.
���������������������������������������������������������������������������������������������������. Siehe z.B. E. Gudynas:������������������������������������������������������������������������� ������������������������������������������������������������������������«Caminos para las transiciones post extractivistas» in Alejandra Alayza 
und E. Gudynas (Hrsg.): Transiciones. Post extractivismo y alternativas al extractivismo en Perú, Redge / 
Cepes, Lima, 2011, verfügbar unter <http://transiciones.org/publicaciones/GudynasCaminos
PostExtractivismoPeru11.pdf>.
32. Siehe «Yachay, la primera Ciudad del Conocimiento, será diseñada por Ecuador y Corea del Sur», 
in Sala de Prensa Senplades, 22.9.2011,  <www.senplades.gob.ec/web/18607/926>.
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zu führen, und da nach wie vor auf die Entwicklung der Schwerindustrie 
gesetzt wird, treten zusätzliche Fragestellungen zur Zukunft einer Transition 
zum Postneoliberalismus auf. Wie Ospina erklärt, sind die revolutionären 
Ankündigungen leider weit von ihrer praktischen Umsetzung entfernt. 
Dabei handelt es sich auch nicht nur um die Umsetzungsgeschwindigkeit, 
sondern ebenso um eine Inkohärenz zwischen Plänen und tatsächlich ange-
wandten Politiken. Die bestehenden Zweifel machen die Möglichkeiten ei-
nes Wandels durch die aktuelle Politik nicht zunichte, aber sie werfen einen 
Schatten über die enthusiastischsten Projektionen bezüglich einer Überwin-
dung des Neoliberalismus und, mehr noch, über die Möglichkeit postkapi-
talistischer Pfade. 
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